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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Übereinkommen vom 18. November 1974 über ein 
Internationales Energieprogramm 
— Drucksache 7/3027 — 


A. Zielsetzung 

Sicherung der Energieversorgung in der Bundesrepublik 
Deutschland durch internationale Zusammenarbeit. 


B. Lösung 

Das Übereinkommen vom 18. November 1974, das von Belgien, 
Dänemark, der Bundesrepublik Deutschland, Irland, Italien, 
Japan, Kanada, Luxemburg, den Niederlanden, Österreich, 
Schweden, Schweiz, Spanien, der Türkei, dem Vereinigten 
Königreich und den Vereinigten Staaten unterzeichnet ist, er- 
streckt sich auf 

— die Schaffung eines Krisenmechanismus, mit dessen Hilfe 
künftige Störungen in der Mineralölversorgung gemeinsam 
und solidarisch bewältigt werden können, 

; — die Schaffung eines Informationssystems über den Erdöl- 
markt und die Tätigkeit der internationalen Ölgesellschaften, 

— multilaterale Zusammenarbeit, um langfristig die Abhängig- 
keit der Energieversorgung vom Mineralöl zu vermindern, 
und zwar insbesondere durch die Ausarbeitung von Pro- 
grammen zur rationellen Energieverwendung, zur beschleu- 
nigten Entwicklung alternativer Energiequellen, für Energie- 
forschung und -entwicklung sowie für die Urananreicherung, 

— die Absicht, mit anderen Verbraucherländern und Rohöl- 
förderländern Möglichkeiten für eine stabile Ölversorgung 
zu vernünftigen Bedingungen zu suchen und die Kooperation 
mit diesen Ländern einzuleiten. 
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Das Abkommen sieht für seine Durchführung die Errichtung 
einer Internationalen Energie-Agentur vor. 

Mit dem vorliegenden Gesetz soll das Übereinkommen die für 
die Ratifikation erforderliche Zustimmung der gesetzgebenden 
Körperschaften erlangen. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Der deutsche Anteil an den Sach- und Personalkosten für die 
vorgesehene Internationale Energie- Agentur wird ab 1975 auf 
rd. 1,5 Millionen DM jährlich geschätzt; die Ausgaben sind bei 
der Fortschreibung des Finanzplanes des Bundes zu berück- 
sichtigen. Weitere Kosten können durch die Teilnahme der 
Bundesrepublik Deutschland an gemeinsamen Programmen ent- 
stehen. 
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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Narjes 


i. 

Der Deutsche Bundestag hat den Gesetzentwurf 
in seiner 141. Sitzung am 16. Januar 1975 ohne Aus- 
sprache dem Ausschuß für Wirtschaft federführend, 
-dem Ausschuß für Forschung und Technologie und 
dem Rechtsausschuß zur Mitberatung sowie dem 
Haushaltsausschuß nach § 96 GO überwiesen. 

Der Ausschuß für Forschung und Technologie und 
der Rechtsausschuß haben beide den Gesetzentwurf 
am 19. Februar 1975 beraten und seine unveränderte 
Annahme empfohlen. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat das Internatio- 
nale Energieprogramm bereits bei den Beratungen 
des Energiesicherungsgesetzes 1975 in seinen Sit- 
zungen am 13. November 1974 und 4. Dezember 1974 
erörtert. Den Gesetzentwurf selbst hat der Ausschuß 
in seiner Sitzung am 26. Februar 1975 beraten und 
einstimmig beschlossen, dem Plenum seine Annah- 
me zu empfehlen. 

Der Haushaltsausschuß wird seinen Bericht nach 
§ 96 GO gesondert vorlegen. 

II. 

Der Ausschuß nahm von folgenden wesentlichen 
Punkten des Internationalen Energieprogramms 
Kenntnis: 

1. Das Übereinkommen über das Programm ist am 
18. November 1974 von 16 der 24 Mitgliedstaa- 
ten der OECD unterzeichnet worden, nämlich von 
allen Mitgliedsländern der Europäischen Ge- 
meinschaften bis auf Frankreich, von Japan, 
Kanada, Österreich, Schweden, der Schweiz, Spa- 
nien, der Türkei und den Vereinigten Staaten 
von Amerika. Es ist am selben Tag vorläufig- in 
Kraft getreten. Den übrigen OECD-Ländern und 
den Europäischen Gemeinschaften steht es zum 
Beitritt offen. Von der Beitrittsmöglichkeit hat 
inzwischen Neuseeland Ge'brauch gemacht. Mit 
Norwegen wurde ein Abkommen geschlossen, 
nach dem es hinsichtlich der Kapitel V und VIII 
des Übereinkommens die Rechte und Pflichten 
eines Teilnehmerstaates hat, im übrigen aber 
eine Sonderstellung einnimmt. Die Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften nimmt als Be- 
obachter teil. 

Zur Durchführung des Programms ist die Inter- 
nationale Energieagentur (lEA) gegründet wor- 
den. Die lEA ist eine selbständige organisatori- 
sche Einheit im Rahmen der OECD; ihr steht ein 
neu eingerichtetes Sekretariat zur Verfügung. 

2. Ziele des Programms sind 

— Aufbau eines Krisenmechanismus für den 
Fall von Versorgungsstörungen 


— langfristige Zusammenarbeit im Energiebe- 
reich durch gemeinsame sowie durch abge- 
stimmte nationale Programme 

— Vorbereitung des Dialogs mit den Produzen- 
tenländern 

— Errichtung eines internationalen Informa- 
tionssystems über den Mineralölmarkt. 

2.1 Der Krisenmechanismus zur Bewältigung 
von Versorgungsstörungen aufgrund geziel- 
ter Lieferkürzungen stellt einen Kernpunkt 
des Internationalen Energieprogramms dar. 
Jedes Land hat Notstandsreserven anzule- 
gen, die zunächst auf 60 Tage festgelegt 
sind und später auf 90 Tage heraufgesetzt 
werden sollen. 

Außerdem hat jedes Land ein Programm 
von Eventualmaßnahmen zur Drosselung der 
Ölnachfrage bei Versorgungsstörungen be- 
reitzuhalten. Im Krisenfall ist jeder Teil- 
nehmerstaat verpflichtet, seinen Verbrauch 
zu drosseln und in bestimmtem Umfang auf 
seine Pflichtvorräte zurückzugreifen. Ist sein 
um die Nachfragedrosselung geminderter 
zulässiger Verbrauch höher als die ihm ver- 
bleibenden Importe, seine heimische Förde- 
rung und der von ihm einzusetzende Abbau 
der Notstandsreserven, hat er einen Ölzu- 
teilungsanspruch gegenüber den Teilnehmer- 
staaten, bei denen die heimische Förderung, 
die verbleibenden Importe und einzusetzen- 
den Notstandsreserven höher liegen als der 
um die Nachfragedrosselung geminderte zu- 
lässige Verbrauch, Im Endergebnis zielt der 
Krisenmechanismus also darauf ab, im Kri- 
senfall alles verfügbare öl in ein gemein- 
sames Verteilungssystem einzubringen und 
zu gewährleisten, daß alle beteiligten Län- 
der trotz Ausfall oder Minderung der Im- 
porte gleich lange versorgt werden. 

Der Krisenmechanismus tritt automatisch in 
Kraft, wenn die Teilnehmerstaaten insge- 
samt oder ein einzelnes Mitglied eine Kür- 
zung seiner durchschnittlichen täglichen 
Endverbrauchsrate um 7 Prozent erleidet 
oder begründeterweise zu erwarten hat, so- 
fern nicht der Verwaltungsrat der Interna- 
tionalen Energieagentur mit qualifizierter 
Mehrheit etwas anderes beschließt. Jedes 
Land hat dann die innerstaatlich notwendi- 
gen Maßnahmen in eigener Verantwortung 
auszführen. Für die Bundesrepublik sind die 
erforderlichen Ermächtigungen für die Er- 
füllung dieser Verpflichtungen durch § 2 des 
Energiesicherungsgesetzes 1975 vom 20. De- 
zember 1974 (Bundesgesetzbl. I S. 3681) ge- 
geben. 
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2.2 Die langfristige Zusammenarbeit zur Minde- 
rung der Mineralölabhängigkeit erstreckt 
sich auf 

— rationelle Energieverwendung und Ener- 
gieeinsparungen mit dem Ziel vermin- 
derter Ölimporte 

— Entwicklung alternativer Energiequellen 

— Forschung und Entwicklung im Energie- 
bereich 

— Urananreicherung. 

Den Teilnehmerstaaten steht es frei, sich 
über die Abstimmung ihrer nationalen Pro- 
gramme hinaus an gemeinsamen Program- 
men und Projekten zu beteiligen. Allein 
aus der Teilnahme am Internationalen Ener- 
gieprogramm ergibt sich noch keine Ver- 
pflichtung hierzu. Die Bundesregierung er- 
klärte in den Beratungen, daß sie eventuelle 
Teilnahme von Fall zu Fall entscheiden 
werde. 

3. Das Entscheidungsorgan der Agentur, der Ver- 
waltungsrat, faßt Beschlüsse und gibt Empfeh- 
lungen ab, die für die Durchführung des Pro- 
gramms erforderlich sind. Soweit für die zutref- 
fenden Entscheidungen Stimmenmehrheit erfor- 
derlich ist, sind die Stimmen der einzelnen Teil- 
nehmerstaaten gewichtet. Die Stimmgewichte 
setzen sich zusammen aus dem für alle Teilneh- 
merstaaten gleichen „Allgemeinen Stimmenge- 
wi chU und dem „Stimmengewicht nach dem Öl- 
verbrauch''. Nach dem Beitritt von Neuseeland 
beträgt die Summe der Stimmengewichte 151. 
Davon entfallen auf die USA 51, auf Japan 18 
und auf die Bundesrepublik 11 Stimmengewichte. 
Alle übrigen Teilnehmerstaaten haben geringere 
Stimmengewichte. 

4. Zum Verhältnis zu den Europäischen Gemein- 
schaften stellt das Übereinkommen fest, daß es 
die weitere Durchführung der Verträge zur 
Gründung der Europäischen Gemeinschaften 
nicht behindere. 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Übereinkom- 
mens wird auf die Regierungsvorlage Bezug genom- 
men. 


III. 

1. In der Beratung des Gesetzentwurfs nahm der 
Ausschuß einen Bericht der Bundesregierung zur 
Tätigkeit der Agentur seit dem vorläufigen In- 
krafttreten des Übereinkommens entgegen. Da- 
nach ergibt sich folgendes Bild: 

1.1 Der Krisenmechanismus ist schon jetzt ein- 
satzfähig, wenn auch eine Reihe technischer 
Details erst in den nächsten Monaten ab- 
schließend geregelt werden kann. Ebenso 
sind die Vorarbeiten für die Inkraftsetzung 
eines umfassenden Informationssystems er- 
folgversprechend angelaufen. 


1.2 Im Bereich der langfristigen Zusammenar- 
arbeit haben die Teilnehmerstaaten zunächst 
für das Jahr 1975 ein Sparziel beim Ölver- 
brauch festgelegt. Der Ölverbrauch soll da- 
nach im Jahre 1975 nicht über dem des Jah- 
res 1973 liegen; die Öleinfuhren sollen um 
6 Millionen Barrel pro Tag geringer sein, 
als vor der Krise für 1975 vorausgeschätzt 
wurde. Es ist vorgesehen, auch für die näch- 
sten Jahre bestimmte Zielwerte auszuarbei- 
ten. Ab April erfolgen länderweise Examen 
der nationalen Sparprogramme anhand hier- 
für festgelegter Kriterien. 

1.3 Im Bereich von Forschung und Entwicklung 
wurden drei Programme zu den Problemen 
Abwärmenutzung, Wasserstoff-Technologie 
und Energiegewinnung aus Müll grundsätz- 
lich beschlossen, die keine gemeinsame Fi- 
nanzierung erfordern. Darüber hinaus laufen 
die Vorbereitungen für gemeinsame For- 
schungsprojekte in den Bereichen Kohle- 
technologie, Reaktorsicherheit und Beseiti- 
gung radioaktiver Abfälle. Auch im Bereich 
der Urananreicherung laufen die Arbeiten 
zufriedenstellend. 

2. Der Ausschuß beschäftigte sich eingehend mit 
dem Problem der gemeinsamen Entwicklung zu- 
sätzlicher Energien in den Ländern der TEA. 
Sichtbare Schritte einer größeren Verbraucher- 
solidarität, vor allem gemeinsame Aktionen zur 
Absicherung des Risikos, daß umfangreiche zu- 
sätzliche Investitionen in relativ teuere Energie- 
quellen durch eine gezielte Rohölpreissenkung 
unrentabel werden, sind insbesondere von ame- 
rikanischer Seite zu einer der Vorbedingungen 
für die Einleitung des Dialogs mit den Produzen- 
tenländern erklärt worden. Der Ausschuß war 
sich einig, daß derartige Vereinbarungen im 
Interesse einer längerfristig größeren Unabhän- 
gigkeit vom Mineralöl, insbesondere vom Nah- 
ostöl, unumgänglich sind. Er wies jedoch zu- 
gleich auf die Gefahren, insbesondere eines zu 
hoch angesetzten Absicherungsniveaus, hin, die 
der Ausschuß vor allem in 

— einer Fixierung des allgemeinen Energie- 
preisniveaus 

— der Errichtung von marktordnungsähnlichen 
Instrumenten 

— negativen Präjudiz Wirkungen für andere Roh- 
stoffe und den Welthandel insgesamt 

sah. Der Ausschuß machte zugleich deutlich, daß 
einer deutschen Zustimmung zu jeder Art von 
Absicherung, sei es in Form eines gemeinsamen 
„floor-price" oder von Referenzpreisen, auch 
klare Vorteile für die deutsche Energieversor- 
gung gegenüberstehen müssen. In diesem Zu- 
sammenhang nahm der Ausschuß mit Besorgnis 
von der Energiepolitik einzelner Nordseeanrai- 
nerländer Kenntnis. 

Zusammenfassend unterstützte der Ausschuß 
die von der Bundesregierung in den bevorste- 
henden Verhandlungen verfolgten Hauptziele: 
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— Billigung des Prinzips der Absicherung eines 
gewichtigen Teils von Investition in alterna- 
tive Energien. Erst nach genaueren Analysen 
der Wirkungen sollte jedoch eine konkrete 
Schwelle vereinbart werden, die in jedem 
Fall entscheidend niedriger als das gegen- 
wärtige Preisniveau liegen müßte. 

— Es sollten neben einer — niedrigen — Preis- 
untergrenze spezifische Maßnahmen für die 
Absicherung einzelner Kooperationsprojekte 
vereinbart werden. Hierzu gehören über die 
finanziellen Maßnahmen hinaus auch ein- 
heitliche Rahmenbedingungen für den Zu- 
gang zu den so erschlossenen Energien. 

3. Der Ausschuß begrüßte, daß der Dialog mit den 
Produzentenländem eines der Hauptziele des 
Internationalen Energieprogramms darstellt. Er 
nahm Kenntnis vom Stand der Vorbereitungen 
und ersuchte die Bundesregierung, im besonde- 
ren die Ziele 

— Abbau von Bedrohungen für die Weltwirt- 
schaft 

— Schaffung von stabileren Versorgungsbedin- 
gungen 

nachhaltig zu verfolgen. 

4. Der Ausschuß begrüßte ferner, daß auch nach 
Auffassung der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften das Internationale Energiepro- 
gramm und die europäischen Verträge verein- 
bar sind. Der Ausschuß bat die Bundesregierung, 
auch weiterhin darauf zu achten, daß bei der 
gleichzeitigen Ausarbeitung einer gemeinsamen 
Energiepolitik in der Europäischen Gemeinschaft 
und kooperativer energiepolitischer Bemühun- 
gen in der Internationalen Energieagentur eine 
enge Zusammenarbeit in beiden Bereichen sicher- 
gestellt ist, um Fehlentwicklungen zu vermeiden. 
Der Ausschuß bedauerte, daß ein EG-Partner- 
land der Internationalen Energieagentur nicht 
beigetreten ist und auch einer Vollmitglied- 
schaft der Europäischen Gemeinschaften seine 
Zustimmung versagt hat. Der Ausschuß nahm 
jedoch mit Befriedigung zur Kenntnis, daß die 


EG-Kommission an den Arbeiten der lEA als 
Beobachter teilnimmt und daß vor allen Sitzun- 
gen der lEA Koordinierungssitzungen aller Ge- 
meinschaftsländer stattfinden. 

5. Der Ausschuß legte Wert darauf, daß bei den 
Arbeiten im nationalen und im europäischen 
Bereich eintretenden Gleichgewichtsverschie- 
bungen in den Beziehungen zu den hauptsäch- 
lichen Partnerländern und dem Entstehen neuer 
Abhängigkeiten besondere Aufmerksamkeit zu- 
gewandt wird. 

6. Der Ausschuß hat zur Kenntnis genommen, daß 
das Übereinkommen nach seiner Unterzeichnung 
sprachlich überarbeitet worden ist. Wegen der 
Teilnahme Österreichs und der Schweiz wurde 
insbesondere in einigen Punkten eine Anpas- 
sung des deutschen Wortlauts an die Rechts- 
sprache dieser Länder erforderlich. Die Bundes- 
regierung hat den Ausschuß über die vorgenom- 
menen Änderungen im einzelnen unterrichtet. 
Eine sachliche Änderung ist in keinem Fall er- 
folgt. Es ist vorgesehen, den. deutschen und fran- 
zösischen Wortlaut des Übereinkommens in der 
sprachlich berichtigten Fassung zu veröffent- 
lichen. 

IV. 

Im Lichte dieser Erwägungen beschloß der Aus- 
schuß, dem Bundestag die Zustimmung zu diesem 
Gesetzentwurf zu empfehlen. Der Ausschuß sieht in 
dem Internationalen Energieprogramm eine wesent- 
liche Ergänzung der nationalen Bemühungen wie 
auch der in der Europäischen Gemeinschaft verfolg- 
ten Energiepolitik. Er begrüßt, daß sich wesentliche 
Industrieländer solidarisch zusammengeschlossen 
haben, um gemeinsam Lösungen für die dringenden 
Probleme des Weltenergiemarktes zu finden. Der 
Ausschuß legt Wert darauf zu unterstreichen, daß 
auch künftig die Anstrengungen der Bundesregie- 
rung darauf gerichtet sein müssen, keinen Graben 
zwischen europäischer und internationaler Energie- 
politik auftreten zu lassen. 

Namens des Ausschüsse für Wirtschaft bitte ich 
das Höhe Haus, dem Gesetzentwurf zuzustimmen. 


Bonn, den 11. April 1975 


Dr. Narjes 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 7/3027 — unverändert anzunehmen, 

2. davon Kenntnis zu nehmen, daß der deutsche und französische Text des Über- 
einkommens in sprachlich berichtigter Fassung zu veröffentlichen ist. 


Bonn, den 11. April 1975 


Der Ausschuß für Wirtschaft 
Dr. Narjes 

Vorsitzender und Berichterstatter 
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